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Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 
.1010 Wien 

In Beantwortung der seitens der Abgeordneten 

zum Nationalrat Dr.BAUER, SUPPAN und Genossen am 

27. Jänner 1976 eingebrachten, an mich gerichteten 

Anfrage Nr. 110/J, betreffend die Einberufung von 

Polizisten zum Präsenzdienst, beehre ich mich fol­
gendes mitzuteilen: 

Auf Grtmd einer zwischen den Bundesministerien 
für Inneres (Generaldirektion für die öffentliche 

Sicherheit) und für Landesverteidigung bereits im 

Jahre 1967 getroffBnen Vereinbarung werden Exekutiv­
beamte, die den ordentlichen Präsenzdienst vor ihrem 

Eintritt in die Exekutive noch nicht abgeleistet ha­

ben, zunächst auf die Dauer von zwei Jahren von der 
Verpflichtung zur Leistung des Grundwehrdienstes aus 

öffentlichen Interessen befreit. Nach Ablauf dieser 
:b'rist, während der die Exeku ti vbeamten ihre theore-

·tische und praktische Ausbildung absolvieren,. werden 

die seitens der Generaldirektion für die öffentliche 
Sicherheit namentlich beze~chneten Beamten zur Ab-
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leistung des Grundwehrdienstes einbi;-;rufen, jedoch be­

reits nach acht Wochen wieder vorzeitig entlassen; den 
maßgebenden Rechtsgrund für die vorzeitige Entlassung 

bilden ebenfalls die von beiden !1inister.~Len anerkannten 

öffentlichen Interessen, vor allem Interes3en der inneren 

Sicherhei t. rür deu Fall, daß eine:;:- dieser aus dem Grund­

wehrdienst vorzeitig entlassenen Exekutivbeamten in der 
Folge aus dem Exekutivdienst ausscheicict, somit also der 

Entlassungsgr1..md wegfäll t, erfo 19t unverzUglJ_ch seine 

Einberufung für die restliche Dauer des Präsenzdienstes. 

Selbstverständlich wäre es zu begrüßen, wenn alle 
Bewerber für den Exekutivdienst vor ihrem Eintritt in 

die Sicherheitswache oder Bundesgendarmerie den ordent­
lichen Präsenzdienst leisten würden. Angesichts des 

großen Bedarfes an Exekutivbeamten in den letzten Jahren 
gelan.g es aber nicht iJi,mer, diese grundsätzliche Forderung 

aufrecht zu erhalten. 

Die dargelegte Praxis für ungediente Exekutivbeamte 

hat sich. in denvergangenenJahren bewährt und die dies­

bezügliche Zusammenarbeit meines Ressorts mit dem Bundes­

ministeriumfUr Inneres funktioniert. zur· beiderseitigen 
Zufriedenheit; rechtliche Grundlage dieser Vorgangswei­

se.sinddie §§ 29 und 32 des Wehrgesetzes. 

Nach diesen einleitenden Ausführungen beantworte 

ich die einzelnen Fragen wie folgt: 

Zu 1: 

Zum 70 Jänner 1976 vrurden 72 Sicherheitswachebeamte und 

13 Gendarmeriebeamte, die ihren Gr1..mdwehrdienst vor ihrem 

Dienstantrit·t bei der Sicherheitswache bzwo bei der Gen-
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darmerie nicht abgeleistet hatten, zur Ableistung des 
Grundwebrdienates einberufen. Nach Absolvierung ihrer· 

militärj.schen Grundausbildung in der Dauer vor;. acht 

Wochen wurden sie im Sinne der eingangs bef:lchriebenen 

Praxis am 2. I:lärz 1976 aus dem Grundwehrdienst vorzei­
tig en·classen. 

Zu 2: ---

Zunächst ist zu bemerken, daß es in den vergangenen 

Jahren im Zusammenhang mit der EinbE~ruf'ung von Exeku­
tivbeamten keine Probleme gegeben hat 7 zumal bisher 
durchschni ttlich nur zehn Sicherheits'l.'f:tChebeamte pro 

Einrückungstermin zur Einberufung heranstanden. Um 

aber in Zukunft äuch im Falle größerer Einberufungs­

zahlen personellen Engpässen bei der Bundespolizei­
di:r"ektion Wien - bei anderen Bundespolizeidirektionen 

sowie bei der Bundesgendarmerie sind durch die Einbe­

rufung vonExekutivbeamten~hnedies keinerlei Friktionen 

aufgetreten -zu begegnen, ist für das Jahr 1977 an 

eine verstärkte Staffelung der Einberufungen zu den 

einzelnen Einberufungsterminen gedacht; die "steuerung" 
dieser Vorgangsweise wird wei terhj.n der Generaldirek­

tion fUrdie öffentlich~-Sicherheit obliegen. Im lau­

fenden Jahr v.'ird von einer Einberufung von S1cherhei ts­

wachebeamten der Bundespolizeidi:r-ektion Wien zur ver­

kürzten Grundwehrdienstleistung Uberhaupt Abstand ge­

nommen. 

Was die Frage einer a.llfälliger. Novellierung des 
Wehrgesetzes dahingehend bet:r'ifft, daß l1 die Einberufung 

ausgebildeter Angehöriger eines Exekutivkörpers zum 

Bundesheer irc Interesse des Sicherhei tsbedürfnisses 
der Bevölkerung unterbleibt", so besteht hiefür keine 
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Veranlassung, weil die geltende Rechtslage ausrei­
chenc'_e Llüglichkei ten bietet, um die mit dem bundes:­

ministerium für Inneres (Generalc_irektion für die 

öffentliche Sicherheit) getroffenen Vereinbarungen 
in einer für beide Ressorts befriedigenden Art und 

Weise abzuwickeln. 
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